Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1452 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. August 1963 

6 — 68070 — 5973/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
. mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Grttndungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Sozialpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für eine 

Verordnung des Rates zur Änderung des Artikels 42 der 
Verordnung Nr. 3 über die Soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer und der Artikel 69 bis 72 der Verordnung 
Nr. 4 zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung 
Nr. 3 (Familienbeihilfen für Waisen und für Kinder von 
Rentenempfängern) . 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 25. Juli 1963 dem Herrn Präsidenten 
des Rates der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zum genannten Kommissions- 
vörschlag ist voraussichtlich nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Drude: Bonner Universitäls-Buchdrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung des Artikels 42 der Verordnung Nr. 3 über die 
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer und der Artikel 69 
bis 72 der Verordnung Nr. 4 zur Durchführung und Ergänzung 

der Verordnung Nr. 3 
(Familienbeihilfen 

für Waisen und für Kinder von Rentenempfängern) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 51, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 3 über die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer, insbesondere 
auf Artikel 42 in der Fassung der Verordnung Nr. 
16, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 4 zur Durchfüh- 
rung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3, insbe- 
sondere auf die Artikel 5 und 69 bis 72, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die Berechnung der Fami- 
lienbeihilfen für Waisen und für Kinder von Ren- 
tenempfängern gemäß Artikel 42 der Verordnung 
Nr. 3 und Artikel 69 bis 72 der Verordnung Nr. 4 
sich als zu kompliziert erwiesen hat und an die 
Stelle des bestehenden Verfahrens zweckmäßd ger- 
weise ein einfacheres Verfahren tritt, 

in der Erwägung, daß die neuen Bestimmungen 
mit rückwirkender Kraft auf die Fälle anzuwenden 
sind, in denen auf Grund der bisherigen Bestimmun- 
gen trotz Bestehens des Leistungsanspruches keine 
Feststellung möglich war, 

in der Erwägung, daß nach einer Erklärung der 
Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl das in der nachstehenden Verord- 
nung vorgesehene System an die Stelle der in Arti- 
kel 69 Absatz (4) des Vertrages über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
genannten Vereinbarungen treten kann — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 42 der Verordnung Nr. 3 in der Fassung 
der Verordnung Nr, 16 erhält folgende Neufassung: 


„Artikel 42 

(1) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften nur 
eines Mitgliedstaates zum Bezug einer Rente Be- 
rechtigter im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied- 
staates, so hat er Anspruch auf die Familienbeihil- 
fen nach den Rechtsvorschriften des Staates, der die 
Rente schuldet, als ob er in diesem Staat wohnte. 

(2) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften mehre- 
rer Mitgliedstaaten zum Bezug von Renten Berech- 
tigter 

(a) im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates, in dem 
einer der zur Rentenzahlung verpflichteten Trä- 
ger seinen Sitz hat, so hat er Anspruch auf Fa- 
milienbeihilfen nach den Rechtsvorschriften des 
Staates, in dem er wohnt; 

(b) im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates, .in dem 
keiner der zur Rentenzahlung verpflichteten 
Träger seinen Sitz hat, so hat er Anspruch auf 
Familienlbeihilfen nach den Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaates, in dem er die längste Zeit 
in der Versicherung für den Fall des Alters 
zurückgelegt hat. 

Sehen die nach diesem Absatz anzuwendenden 
Rechtsvorschriften keine Familienbeihilfen für Be- 
zieher von Renten vor, so weiden diei in den Rechts- 
vorschriften des betreffenden Mitgliedstaates vorge- 
sehenen Rentenzulagen für unterhaltungsberechtigte 
Familienangehörige bei der Anwendung dieses Ab- 
satzes den Familienbeihilfen gleichgestellt und ab- 
weichend von Artikel 28 Absatz (1) Buchstabe (fo) 
dieser Verordnung in vollem Umfang gewährt. 

(3) Werden Leistungen nach Absatz (2) gewährt, 
gewähren die Träger der anderen als desjenigen 
Mitgliedstaates, dessen Rechtsvorschriften nach Ab- 
satz (2) in Anwendung kommen, abweichend von 
Artikel 28 Absatz (1) Buchstabe (b) dieser Verord- 
nung keine Kinderzuschläge oder -Zulagen zu den 
Renten. 

(4) Ist im Falle des Todes eines Arbeitnehmers 
oder diesem Gleichgestellten eine Rente wegen 
Arbeitsunfall oder Berufskrankheit nach den Rechts- 
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Vorschriften eines Mitgliedstaates zu gewähren, so 
werden für die Kinder, die im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedsstaates wohnen oder erzogen wer- 
den, die Familienbeihilfen nach den Rechtsvorschrif- 
ten des Landes gewährt, das die Rente schuldet, als 
ob die Kinder im Hoheitsgebiet dieses Staates 
wohnten oder erzogen würden. 

(5) Besteht beim Tode eines Arbeitnehmers oder 
diesem Gleichgestellten kein Anspruch auf eine 
Rente wegen Arbeitsunfall oder Berufskrankheit 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates, 
so gelten für die Gewährung der Familienbeihilfen 
für die Kinder dieses Arbeitnehmers folgende Be- 
stimmungen: 

(a) Galten für den verstorbenen Arbeitnehmer die 
Rechtsvorschriften nur eines Mitgliedstaates 
und wohnt die Waise im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates oder wird dort erzo- 
gen, so sind die Familienbeihilfen nach den 
Rechtsvorschriften des ersten Staates zu gewäh- 
ren, als wohnte die Waise in diesem Staat oder 
würde sie dort erzogen. 

(b) Galten für den verstorbenen Arbeitnehmer die 
Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten 
und 

i) wohnt die Waise im Hoheitsgebiet eines 
solchen Mitgliedstaates oder wird sie dort 
erzogen, so sind ihr die Familienbeihilfen 
nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 
zu gewähren; 

ii) wohnt die Waise im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates oder wird sie dort 
erzogen, so sind ihr die Familienbeihilfen 
nach den Rechtsvorschriften des Mitglied- 
staates zu gewähren, in dessen Hoheitsge- 
biet der verstorbene Arbeitnehmer die läng- 
ste Zeit in der Versicherung für den Fall 
des Alters zurückgelegt hat. 

(6) Die Zahlung der nach diesem Artikel gewähr- 
ten Leistungen wird eingestellt, wenn wegen der 
Ausübung einer beruflichen Tätigkeit ebenfalls Fa- 
milienbeihilfen nach den Rechtsvorschriften des 
Staates zu gewähren sind, in dessen Hoheitsgebiet 
der Rentenberechtigte seinen Wohnsitz hat oder in 
dem die Waise wohnt oder erzogen wird." 

Artikel 2 

Artikel 69 bis 72 der Verordnung Nr. 4 erhalten 
folgende Neufassung: 

„Artikel 69 

(1) Um Familienbeihilfen oder Kinderzuschüsse 
oder -Zulagen nach Artikel 42 der Verordnung zu 
erhalten, stellt der Berechtigte bei dem für die Ge- 
währung dieser Leistungen zuständigen Träger 
einen Antrag. 

(2) Wohnt der Berechtigte im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates als demjenigen, in dem der 


zuständige Träger seinen Sitz hat, so kann er seinen 
Antrag durch Vermittlung des entsprechenden Trä- 
gers seines Wohnortes einreichen. 

(3) Die Verwaltungskommission legt, soweit er- 
forderlich, zusätzliche Durchführungsbestimmungen 
für die Einreichung und Bearbeitung dieser Anträge 
fest. 

Artikel 70 

Der Berechtigte hat dem Träger, der ihm Leistun- 
gen nach Artikel 42 der Verordnung gewährt, von 
der Ausübung einer beruflichen Tätigkeit sowie von 
jeder Änderung in den Verhältnissen seiner Kinder, 
die das Recht auf Familienbeihilfen oder auf Kin- 
derzuschüsse oder -Zulagen berühren kann, sowie 
von jeder Änderung in der Zahl der Kinder, für die 
Leistungen dieser Art zu gewähren sind, zu unter- 
richten. 

Artikel 71 

(1) Die nach Artikel 42 Absätze (1) und (2) Buch- 
stabe (b) der Verordnung zu gewährenden Fami- 
lienbeihilfen werden wie Renten oder Rententeile 
gezahlt, auf die der Berechtigte Anspruch hat, und 
die nach den Absätzen (4) und (5) Buchstaben (a) 
und (b) Ziffer (ii) zu gewährenden Leistungen wie 
eine Waisenrente oder aber wie eine sonstige Hin- 
terbliebenenrente. Artikel 41 bis 46 dieser Durch- 
führungsverordnung finden entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
bezeichnen erforderlichenfalls den Träger, der für 
die Gewährung der nach Artikel 42 der Verordnung 
zu gewährenden Familienbeihilfe zuständig ist. 

Artikel 72 

Der Träger des Wohnortes oder die Einrichtung, 
welche die zuständige Behörde des Wohnlandes der 
Kinder oder des Rentenempfängers bezeichnet und 
bestimmt, leisten dem zuständigen Träger Hilfe, 
wenn dieser gegen einen Arbeitnehmer, der zu Un- 
recht Familienbeihilfen bezogen hat, einen Erstat- 
tungsanspruch geltend machen will." 

Artikel 3 

Artikel 5 der Verordnung Nr. 4 wird wie folgt 
geändert: 

„Absatz (1) Buchstabe (e) erhält folgende Fassung: 

(e) Die Träger und Einrichtungen, die von den zu- 
ständigen Behörden bezeichnet oder bestimmt 
worden sind, namentlich auf Grund des Arti- 
kels 11, des Artikels 12 Absätze (4) und (5), des 
Artikels 21 Absatz (1), des Artikels 24 Absatz 
(1), des Artikels 31 Absatz (1) Buchstabe (d), 
des Artikels 53, des Artikels 63 Absatz (2), des 
Artikels 65, des Artikels 67 Absatz (2), des Ar- 
tikels 68 Absatz (2), des Artikels 71 Absatz (2), 
des Artikels 72, des Artikels 74 Absatz (3) und 
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des Artikels 79 Absatz (1) dieser Durchfüh- 
rungsverordnung (Anhang 5);" 

Artikel 4 (Übergangsbestimmungen) 

(1) Ungeachtet der Artikel 1 und 2 bleiben die 
durch diese Verordnung geänderten Bestimungen 
für die Gewährung der Leistungen in Kraft, die in 
Anwendung dieser Bestimungen vor dem Inkraft- 
treten dieser Verordnung festgestellt worden sind. 

(2) Diese Verordnung begründet keinen Anspruch 
auf Zahlung von Leistungen für die Zeit vor dem 
Inkrafttreten der Verordnung Nr. 3. 

(3) Für die Feststellung des Anspruchs auf Leistun- 
gen nach dieser Verordnung werden Beschäftigungs- 
zeiten oder Zeiten beruflicher Tätigkeit oder gleich- 
gestellte Zeiten berücksichtigt, die nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaaites vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung zurückgelegt worden sind. 

(4) Vorbehaltlich der Absätze (1) und (2) werden 
Leistungen nach dieser Verordnung auch für Ereig- 
nisse gewährt, die vor ihrem Inkrafttreten gesche- 
hen sind. 

(5) Vor Inkrafttreten dieser Verordnung beantrag- 
te, aber nicht festgestellte Leistungen, obwohl nach 
den durch diese Verordnung aufgehobenen Bestim- 
mungen Anspruch darauf besteht, werden nach den 
neuen Bestimmungen von Amts wegen mit rück- 
wirkender Kraft vom Zeitpunkt des Anspruchser- 
werbs festgestellt. 


(6) In den Fällen, in denen der Antrag auf Leistun- 
gen abgelehnt worden ist, weil nach den durch diese 
Verordnung aufgehobenen Bestimmungen der Ver- 
ordnung Nr. 3 kein Anspruch bestand, wird auf An- 
trag eine Neufeststellung uniter Anwendung der 
neuen Bestimmungen, und zwar mit Wirkung vom 
Tage des Inkrafttretens dieser Bestimmungen vor- 
genommen. Der Antrag ist von dem Berechtigten 
binnen zwei Jahren nach dem Inkrafttreten zu stel- 
len. Die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaiten über 
den Ausschluß oder die Verjährung von Ansprü- 
chen finden in diesem Falle keine Anwendung. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des Monats 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der euro- 
päischen Gemeinschaft in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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